
 

 

 

 

 

 

RECHTSANWALT UND UMSATZSTEUER 

 
 

Wenn ein Rechtsanwalt vom Gericht zum Sachwalter bestellt wird, ist fraglich, ob die Ent-

schädigung, die der Rechtsanwalt für diese Tätigkeit erhält, ebenfalls umsatzsteuerbefreit ist. 

In einem aktuellen Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) werden nun die Voraus-

setzungen für eine mögliche USt-Befreiung angeführt, eine endgültige Entscheidung steht 

aber noch aus. 

 

Im konkreten Sachverhalt beantragte ein Rechtsanwalt die Abänderung seiner Umsatzsteuerbe-

scheide, da er der Ansicht war, dass die Entschädigung, die er für seine Tätigkeit als gerichtlich be-

stellter Sachwalter erhielt, bei Beachtung der unionsrechtlichen Mehrwertsteuerrichtlinie nicht der 

Umsatzsteuer unterliege. Sowohl das Finanzamt als auch das Bundesfinanzgericht (BFG) gingen hin-

gegen von der Umsatzsteuerpflicht der Entschädigung aus. Der VwGH hob die Entscheidung des 

BFG aufgrund einer aktuellen Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) auf und führte 

aus, dass für die Beurteilung der Befreiung von der Umsatzsteuer zwei Voraussetzungen zu prüfen 

sind: 

 

Erstens müssen Leistungen, die eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbunden 

sind, erbracht werden. Der Rechtsanwalt erbrachte als vom Gericht bestellter Sachwalter Dienstleis-

tungen an geistig hilfsbedürftige Personen. Damit liegen solche Leistungen vor, weshalb die erste 

Voraussetzung erfüllt ist. 

 

Zweitens muss die Leistung von einer Einrichtung des öffentlichen Rechts oder einer vom Mitglied-

staat als Einrichtung mit sozialem Charakter anerkannte Einrichtung erbracht werden. Regelungen, 

wann ein Rechtsträger als Einrichtung mit sozialem Charakter anerkannt wird, sind im österreichi-

schen Umsatzsteuerrecht nicht vorgesehen. Durch die bloße gerichtliche Bestellung eines Rechtsan-

walts zum Sachwalter kann noch nicht von einer solchen Einrichtung gesprochen werden. Die ge-

richtliche Bestellung führt auch noch zu keiner derartigen Anerkennung. Es kommt vielmehr darauf 

an, ob ein Rechtsanwalt sein Unternehmen unter Bedingungen betreibt, die eine Anerkennung als 

Einrichtung mit sozialem Charakter rechtfertigen. Es sind dabei sämtliche maßgeblichen Umstände 
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zu prüfen, insbesondere das Bestehen spezifischer Vorschriften, das mit den Tätigkeiten des betref-

fenden Steuerpflichtigen verbundene Gemeinwohlinteresse, die Tatsache, dass andere Steuerpflich-

tige mit den gleichen Tätigkeiten bereits in den Genuss einer ähnlichen Anerkennung kommen, und 

der Gesichtspunkt, dass die Kosten der fraglichen Leistungen von anderen Einrichtungen der sozia-

len Sicherheit übernommen werden. 

 

BFG prüft im fortzusetzenden Verfahren 

Im vorliegenden Fall sind manche der in der Rechtsprechung des EuGH angeführten Kriterien erfüllt 

(Bestehen von spezifischen Vorschriften, Tätigkeit ist im Gemeinwohlinteresse), ein anderes hinge-

gen nicht (Tragung der Kosten durch Einrichtungen der sozialen Sicherheit). Aufgrund fehlender 

Feststellungen des BFG konnte aber die wesentliche Frage noch nicht beurteilt werden, ob nämlich 

andere Steuerpflichtige (wie etwa gemeinnützige Vereine) von der Verwaltungspraxis als Einrichtun-

gen mit sozialem Charakter anerkannt wurden. Dies hat das BFG nun im fortzusetzenden Verfahren 

zu prüfen. Eine endgültige Aussage, ob Sachwalterleistungen von Rechtsanwälten umsatzsteuerbe-

freit sind oder nicht, steht somit weiterhin aus. 
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